
Programm der Partei DIE LINKE (Entwurf): IV. Linke Reformprojekte 

(…) 

Soziale Sicherheit im demokratischen Sozialstaat  

Jede und jeder braucht soziale Sicherheit, um selbstbestimmt leben und das Recht auf 
demokratische Mitgestaltung umfassend wahrnehmen zu können. Wir wollen einen aktiven 
Sozialstaat, der die Lebensrisiken wie Krankheit und Behinderung sowie Erwerbsunfähigkeit 
und Arbeitslosigkeit solidarisch absichert und im Alter ein sorgenfreies Leben in Würde 
garantiert. Sozialstaatliche Leistungen müssen auf individuellen Rechtsansprüchen beruhen, 
um patriarchale Abhängigkeiten und behördliche Willkür zu verhindern.  

Die Politik der Entstaatlichung, Liberalisierung und bedingungslosen 
Wettbewerbsorientierung ist rückgängig zu machen. Die Befriedigung menschlicher 
Grundbedürfnisse wie Wohnen, Bildung und Gesundheit muss für jeden Menschen 
unabhängig von seinem Geldbeutel gewährleistet werden. Die Daseinsvorsorge in der 
Versorgung mit Wasser, Energie, Transport- und Kommunikationsdiensten flächendeckend, 
für alle erschwinglich und in hoher Qualität zu sichern, ist eine öffentliche Aufgabe. Sie muss 
ebenso wie Krankenhäuser, Schulen und Hochschulen in öffentlichen, nicht profitorientierten 
Unternehmen organisiert werden. Das Recht auf menschenwürdiges Wohnen muss gesetzlich 
verankert werden. Die Teilhabe an Kultur muss gesichert werden. Wir wollen, dass 
Betreuungs- und Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche problemlos erreichbar sind, 
ebenso wie soziale Dienste der Familien- und Erziehungshilfe. Ausnahmslos alle in 
Deutschland Lebenden, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit, müssen durch den 
demokratischen Sozialstaat gegen Ausgrenzungen geschützt werden.  

Ein wichtiger Grund für die Finanzprobleme der Sozialkassen ist die Massenarbeitslosigkeit. 
Hinzu kommen politische Entscheidungen zu Lasten der Sozialversicherungen, Lohndumping 
und die Vernichtung sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplätze. Diese Entwicklungen 
haben zur Erosion der Beitragseinnahmen geführt. Es gibt auch keinen demografischen Grund 
für Rentenkürzungen. Trotz eines wachsenden Anteils Älterer an der Bevölkerung sind 
steigende Renten realisierbar. Diese Möglichkeit beruht auf steigender Produktivität der 
Arbeit und voller Ausschöpfung des gesellschaftlichen Arbeitspotenzials. Denn die steigende 
Produktivität der Arbeit ermöglicht bei solidarischer Verteilung weiter steigende Renten 
ebenso wie Arbeitseinkommen trotz eines wachsenden Anteils Älterer an der Bevölkerung.  

Wir wollen eine solidarische Bürgerversicherung im Gesundheitswesen und in der Pflege, in 
die alle nach Maßgabe ihrer Einkommen einzahlen und die im Bedarfsfall alle medizinischen 
und pflegerischen Leistungen übernimmt. Wir wollen die Wiedereinführung von 
poliklinischen Strukturen, also ambulante Behandlungszentren mit angestellten Fachärzten 
verschiedener Fachrichtungen. Das würde zu vielen Vorteilen sowohl für Patientinnen und 
Patienten als auch für Ärztinnen und Ärzte führen und zu einem vernünftigen Umgang mit 
Ressourcen beitragen. Eine Reduzierung der Kosten wird nicht durch Leistungskürzungen, 
sondern durch eine gesetzliche Kontrolle der Arzneimittelpreise erreicht. Private Zuzahlungen 
wie auch private Krankenkassen lehnen wir ab. Wichtig ist die Sicherung hoher 
Qualitätsstandards im Gesundheitswesen.  

Wir wollen eine sichere und auskömmliche gesetzliche Rente, die deutlich über der 
Armutsgrenze liegt und den erarbeiteten Lebensstandard weitgehend sichert. Sie macht eine 
staatliche Förderung der privaten Altersvorsorge überflüssig. Diese kann drohende 



Altersarmut nicht vermeiden und hat zur Aufblähung der Finanzsphäre wesentlich 
beigetragen. Wir fordern die Einbeziehung aller Erwerbstätigen in eine paritätisch finanzierte, 
gesetzliche Rentenversicherung. Wir streiten für die Angleichung der Rentenwerte Ost und 
West. Wir wollen den Solidarausgleich in der gesetzlichen Rente stärken und dabei die 
Beitragsbemessungsgrenzen aufheben. Um Altersarmut zu verhindern, wollen wir eine 
erhöhte bedarfsgerechte Grundsicherung im Alter. Die Rente erst ab 67 lehnen wir ab.  

Auch bei Arbeitslosigkeit müssen die sozialen Leistungen den vorher erreichten 
Lebensstandard annähernd sicherstellen. Wir fordern daher: Hartz IV muss weg. Wir 
brauchen stattdessen ein am vergangenen Einkommen orientiertes Arbeitslosengeld und 
eine bedarfsdeckende und sanktionsfreie Mindestsicherung, die Armut tatsächlich 
verhindert und die Bürgerrechte der Betroffenen achtet. Wir fordern die Abschaffung 
erniedrigender Bedürftigkeitsprüfungen sowie ein Ende des Zwangs, untertariflich 
bezahlte oder der eigenen Qualifikation nicht angemessene Arbeit anzunehmen.  

Um Menschen mit Behinderung die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
zu ermöglichen, sind Nachteilsausgleiche und das Recht auf Selbstvertretung auf allen 
Ebenen unerlässlich. Wir fordern die Umsetzung der UN-Konvention für die Rechte 
behinderter Menschen. 

 


